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Scene setter 

Am 22. Juni 2022, um 18:30 Uhr haben Sie ein Gespräch mit Frau Yasmin Fahimi, 
seit Mai 2022 Präsidentin des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB).  

Yasmin Fahimi war seit 2017 Mitglied des deutschen Bundestages. Sie hat aber auf 
ihre Mitgliedschaft im 20. Deutschen Bundestag verzichtet und ist mit Ablauf des 30. 
Mai 2022 aus dem Deutschen Bundestag ausgeschieden. Zuvor war sie von Januar 
2014 bis Dezember 2015 die Generalsekretärin der SPD. Von 2016 bis 2018 arbeitete 
Frau Fahimi als Staatssekretärin im Bundesministerium für Arbeit und Soziales unter 
der Leitung von Ministerin Andrea Nahles. 

Das Treffen bietet die Gelegenheit, folgende Initiativen zu besprechen: 

 Die Rolle der Gewerkschaften bei den Übergängen zu einer klimafreundlichen 
und digitalen Wirtschaft,  

 Initiative zum sozialen Dialog, 

 Richtlinie zum Mindestlohn, 

 Richtlinie zu den Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit. 

Was der DBG will: 

- Der DGB fordert u.a. eine stärkere Einbindung der Sozialpartner in dem grünen und 
digitalen Wandel, massive öffentliche Investitionsstrategie für den Ausbau der 
erneuerbaren Energien, eine Reform der EU-Fiskalregeln und des EU-Beihilferechts, 
die Ermöglichung von Carbon Contracts for Difference und Transformationsfonds in 
den EU-Mitgliedsstaaten.  

- Der DGB hat eine Reihe von Forderungen an die Mindestlohn-Richtlinie formuliert, 
die sich weitgehend mit den Vorschlägen des Europäischen Gewerkschaftsbundes 
decken. 

- Der DGB begrüßt diese Initiative zur Plattformarbeit sowie die Einführung der 
widerlegbaren Vermutung eines Arbeitsverhältnisses, schlägt jedoch eine Schärfung 
der Kriterien. 

Was wir wollen: 

- die wesentliche Rolle der Gewerkschaften bei der digitalen und grünen 
Transformation, insbesondere bei den Auswirkungen auf Beschäftigung zu begrüßen. 

- die Stellungnahme der DGB zu den Initiativen zu erfahren, sowie sie über den 
neuesten Stand dieser strategischen Initiativen der EU-Kommission zu informieren. 
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Speaking points  

[Rolle der Gewerkschaften bei den Übergängen zu einer klimafreundlichen 
und digitalen Wirtschaft] 

 Die russische Invasion der Ukraine erfordert, dass die EU den 
ökologischen Wandel beschleunigt, um die 
Energieversorgungssicherheit zu gewährleisten.  

 In der REPowerEU-Mitteilung fordert die Kommission die Mitgliedstaaten 
auf, bei der Ausarbeitung ihrer REPowerEU-Kapitel ihrer nationalen 
Aufbau- und Resilienzpläne einen Konsultationsprozess, auch mit den 
Sozialpartnern, einzuleiten.  

 Mit der Annahme der Ratsempfehlung zur Sicherstellung eines 
gerechten Übergangs zur Klimaneutralität am 16. Juni haben sich die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, Vorschläge zu erarbeiten, um 
sicherzustellen, dass der Übergang zu einer grünen Wirtschaft fair ist.  
 

 Dabei haben sich die Mitgliedstaaten sich auch verpflichtet, die 
Auswirkungen der Transformation auf Beschäftigung zu verfolgen 
und einen transparenten Dialog mit Sozialpartnern zu führen. 
 

 Die Sozialpartner sind von entscheidender Bedeutung, um die 
Mitgliedstaaten zur Rechenschaft zu ziehen, damit sie ihren 
Verpflichtungen auf EU-Ebene nachkommen, aber auch um allen 
Betroffenen eine Stimme zu verleihen.  
 

 Ich bin mir insbesondere bewusst, dass die Gewerkschaftsseite 
stärkere Instrumente eingefordert hat, zum Beispiel um verbindlicher 
Konsultationsrechte zu sektoralen und unternehmensspezifischen 
Transformationsstrategien zu gewährleisten.  
 

 Auch im Kontext des digitalen Wandels haben Gewerkschaften eine 
Rolle zu spielen, um Chancen wie Flexibilität und Effizienz mit den 
Herausforderungen wie Vereinbarkeit von Beruf und Familie oder 
Gleichstellung und digitale Kluft in Einklang zu bringen.  
 

 Wichtig ist auch das der Einsatz digitaler Hilfsmittel und Algorithmen 
in der Arbeitswelt human-zentriert sind. 

[Sozialer Dialog] 

 Wie im Aktionsplan angekündigt, wird die Kommission 2022 eine 
Initiative zur Stärkung des sozialen Dialogs auf nationaler und 
europäischer Ebene vorlegen.  

 Die Initiative wird aus zwei Teilen bestehen:  

o Eine Mitteilung wird Vorschläge zur Stärkung des sozialen 
Dialogs auf EU-Ebene unterbreiten, um diesen zukunftsfest zu 
machen. Hierzu werden derzeitig die Sozialpartner konsultiert.  
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o Eine Ratsempfehlung wird sich dagegen dem sozialen Dialog auf 
nationaler Ebene widmen. Ziel soll es sein, den Mitgliedstaaten 
entsprechende Prinzipien zur Stärkung des sozialen Dialogs zu 
empfehlen. Dabei geht es um die Einbeziehung der 
Sozialpartner in politische Reformen, die Förderung von 
Tarifvereinbarungen und die Unterstützung bei der Stärkung 
von Sozialpartnern, wo nötig.  

 Gleichzeitig habe ich mich über den erfolgreichen Abschluss der 
Verhandlungen eines neuen Arbeitsprogramms der 
branchenübergreifenden Sozialpartner gefreut.  

[Richtlinie über angemessene Mindestlöhne] 

 Die Einigung ist von entscheidender Bedeutung für die Umsetzung der 
Europäischen Säule sozialer Rechte.  

 Diese Vereinbarung ist derzeit besonders wichtig, da die Auswirkungen der 
hohen Inflation auf die Kaufkraft einkommensschwacher Haushalte 
Anlass zu großer Sorge geben.  

 Die Richtlinie wird dazu beitragen, das Risiko von Erwerbsarmut 
anzugehen, das fast einen von zehn Arbeitnehmern in der EU betrifft [9 % 
der Arbeitnehmer in der EU und 10,6 % in Deutschland im Jahr 2020]. 

[Plattformarbeit] 

 Ich freue mich, dass der DGB den Kommissionsrichtlinienvorschlag 
begrüßt. Dieser Vorschlag stärkt gleichzeitig den sozialen Dialog und die 
Position der Gewerkschaften. 

 Plattformarbeit ist zunehmend in unserem Alltag präsent. Heute arbeiten 
über 28 Millionen Menschen in der EU über digitale Arbeitsplattformen. 
2025 wird ihre Zahl auf 43 Millionen gestiegen sein. Gleichzeitig haben 
sich zwischen 2016 und 2020 die Einnahmen in der Plattformwirtschaft 
annähernd verfünffacht, von ca. 3 Mrd. EUR auf rund 14 Mrd. EUR.  

 Die Arbeitnehmereigenschaft ist für Plattformtätige von großer 
Bedeutung, stellt sie doch den Zugang zu sämtlichen 
Arbeitnehmerrechten dar. 5,5 Millionen Plattformtätiger könnten 
derzeit falsch eingestuft sein. Für sie stellt die Einführung einer 
widerleglichen Vermutung der Arbeitnehmereigenschaft ein zentrales 
Instrument dar, um Fehlklassifizierungen zu vermeiden.  

 Der Vorschlag gibt den Plattformtätigen Rechte in Bezug auf den 
Einsatz alrogithmischem Management. 

 Der Entwurf stärkt den sozialen Dialog, indem er die Schaffung von 
Kommunikationskanälen vorsieht, über die Plattformbeschäftigte 
untereinander sowie mit ihren Vertretern kommunizieren können, sowie 
die Position von Gewerkschaften, zum Beispiel durch das Recht, 
Verfahren für Plattformtätige anzustrengen.  
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Background  

[Rolle der Gewerkschaften bei den Übergängen zu einer klimafreundlichen und 
digitalen Wirtschaft] 

DGB Feedback (18/11/2021) zum Call for Evidence zur Council Recommendation on 
addressing social and labour aspects of the just transition towards climate neutrality: 

Die EU-Kommission hat mit dem „Fit For 55 Paket“ ein ambitioniertes Programm 
vorgelegt. Das Gesetzespaket ist ein notwendiger Anfang. Jetzt muss geklärt werden, 
wie begleitende struktur-, industrie-, dienstleistungs- und beschäftigungspolitische 
Instrumente sowie eine Investitionsoffensive die Voraussetzungen für die klimaneutrale 
Transformation und Gute Arbeitsplätze in Europa schaffen können.  

Die Transformation wird zu arbeitsmarktpolitischen Verschiebungen zwischen 
Regionen, Branchen und Standorten führen. Hier ist eine strukturpolitische Flankierung 
notwendig: Dort, wo absehbar Arbeitsplätze und Wirtschaftsstandorte unter Druck 
geraten, muss proaktiv gehandelt werden. 

Es braucht eine massive öffentliche Investitionsstrategie für den Ausbau der 
erneuerbaren Energien, die Energieinfrastrukturen, klimafreundliche Mobilität, die E-
Ladeinfrastruktur sowie den klimaneutralen Gebäudebestand. Ein Großteil der 
notwendigen Investitionen sind privater Natur. Dies muss Folgendes beinhalten: die  

 Reform der EU-Fiskalregeln,  

 die Reform des EU-Beihilferechts,  

 die Ermöglichung von Carbon Contracts for Difference und 
Transformationsfonds in den EU-Mitgliedsstaaten,  

 die europaweite Stärkung der Tarifbindung,  

 bessere Arbeitnehmer*innen-Mitbestimmung,  

 armutsfeste Mindestlöhne und  

 EU-Standards für die Arbeitslosenversicherung.  

Dabei braucht es eine Konditionierung von europäischen Geldern an Kriterien Guter 
Arbeit, Standortentwicklung und Beschäftigungssicherung.  

Mitbestimmung und Tarifbindung tragen maßgeblich zu Treibhausgasneutralität und 
Modernisierung der Wirtschaft bei und unterstützen die soziale Teilhabe im Betrieb. 
Zukunftstarifverträge und Branchenmonitore können hier europaweit als best-practice-
Beispiele dienen. Regional können zudem die relevanten Akteurinnen und Akteure in 
Transformationsbeiräten passgenau Lösungen erarbeiten.  

Aus- und Weiterbildung von Beschäftigten muss gezielt unterstützt werden, z.B. 
durch ein Transformations-Kurzarbeitergeld.  

Mit dem vorgeschlagenen Emissionshandel für Verkehr und Gebäude hat die EU-
Kommission einen marktbasierten Ansatz gewählt. Aufgrund der regressiven 
Verteilungswirkung eines solchen Instruments wird ein sozialer Ausgleich wichtiger 
denn je. Es ist allerdings zweifelhaft, dass die vorgesehenen Mittel im 
Klimasozialfonds ausreichend sind. Darüber hinaus sollte der Fonds deutlich früher 
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als vorgesehen starten und so frühzeitig helfen, um klimafreundliche Alternativen 
bereitzustellen, damit soziale Schieflagen vermieden und die Wirksamkeit aber auch 
Sozialverträglichkeit eines CO2-Preises massiv erhöht werden kann. Eine Einbindung 
der Sozialpartner im Sinne des Partnerschaftsprinzips ist auch hier von besonderer 
Bedeutung.  

[Initiative zum sozialen Dialog] 

Die Initiative wird aus zwei Teilen bestehen: 1. Eine Kommissionsmitteilung widmet 
sich den Herausforderungen im Bereich des sozialen Dialogs und der 
Tarifverhandlungen mit Blick auf Transformationen der Wirtschaft und neue Formen 
der Arbeit. Die Mitteilung wird einige Maßnahmen vorschlagen zur Stärkung des 
sozialen Dialogs auf EU-Ebene. 2. Einen Vorschlag für eine Ratsempfehlung zur 
Rolle des sozialen Dialogs auf nationaler Ebene.  

Hinsichtlich des sozialen Dialogs auf EU-Ebene wird die Mitteilung eine 
Bestandsaufnahme vornehmen sowie neue Maßnahmen zur Stärkung ankündigen, um 
die Strukturen des sektoralen sozialen Dialogs zu modernisieren, die Sozialpartner 
besser in Vorbereitung von Initiativen einzubinden.  

Die Ratsempfehlung soll die Umsetzung des Grundsatzes 8 zum sozialen Dialog 
in der Europäischen Säule sozialer Rechte unterstützen. Die Rechtsgrundlage für 
die Ratsempfehlung - Artikel 153 (1) (f) – erlaubt es der Union, die Tätigkeit der 
Mitgliedstaaten im Bereich der Vertretung und kollektive Wahrnehmung der 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinteressen zu unterstützen. In diesem Bereich bedarf es 
der Einstimmigkeit. Gemäß Artikel 153 (5) darf die Empfehlung keine Bestimmungen 
zum Arbeitsentgelt, dem Koalitionsrecht, des Streikrechts sowie dem 
Aussperrungsrecht enthalten, die außerhalb der EU-Kompetenz liegen.  

Die Ratsempfehlung wird sowohl die Vertragsfreiheit und Autonomie der Sozialpartner 
wie auch die bestehenden Systeme für Tarifverhandlungen respektieren. Die 
Ratsempfehlung wird Maßnahmen empfehlen zur:  

- Förderung des sozialen Dialogs insbesondere mit Blick auf die Einbeziehung 
und Konsultation der Sozialpartner, 

- Förderung von Tarifverhandlungen, um Sozialpartner zur Aushandlung von 
Tarifvereinbarungen zu ermutigen und die notwendigen Rahmenbedingungen 
für einen echten bipartiten sozialen Dialog zu schaffen,  

- Stärkung der Kapazitäten von Sozialpartnern auf allen Ebenen.  

[Richtlinie über angemessene Mindestlöhne] 

The DGB has called the measures in the draft Directive on adequate minimum 
wages ‘correct and necessary’, also from the German perspective, given its ‘high 
share of low wage earners’. The DGB has called for the government to support the 
Directive. The DGB has put forward a set of demands as regards the Directive, 
largely in line with that proposed by the European Trade Union Confederation, namely: 

- Article 2 (scope): no groups of people should be exempt from the statutory minimum 
wage. 

- Article 5 (adequacy): no minimum wages should be allowed to lie below a double 
threshold of 60 percent of the national median wage and 50 percent of the national 
average wage (related to Article 5(3) of the Directive). 
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- Article 6 (variations and deductions): no variations to and deductions from the 
statutory minimum wage should be allowed. 

- Article 9 (public procurement): the allocation of public subsidies should be 
conditional on respecting collective agreements. 

The DGB has welcomed the requirement for Member States to adopt action plans 
in case of a collective bargaining coverage below the threshold of 70% (which the 
co-legislators have agreed to raise to 80%) as a way to break the trend of declining 
collective bargaining coverage (according to Article 4(2) of the Directive). 

During a keynote speech at the 9 May 2022 DGB congress in Berlin, Yasmin Fahimi 
called the increase of the German minimum wage to EUR 12 per hour (see below) 
a great success for which unions have fought for a long time. 

An increase of the German gross hourly minimum wage to EUR 12 was one of the 
main election promises of chancellor Olaf Scholz. This commitment will be fulfilled 
through a new law to be implemented by 1 October 2022. The law will establish a 
one-off increase in the minimum wage to EUR 12. This implies a 22% increase 
relative to the current minimum wage (EUR 9.82). It would result in a monthly minimum 
wage of EUR 2,039, equivalent to 61 % of the 2019 median wage and 53 % of the 
2019 average wage in Germany. The increase would thus significantly improve the 
adequacy of the German minimum wage. Around 6.2 million employees would 
benefit from the increase. 

[Plattformarbeit] 

Der DGB begrüßt diese Initiative sowie die Einführung der widerlegbaren 
Vermutung eines Arbeitsverhältnisses, schlägt jedoch eine Schärfung der Kriterien 
in der Hinsicht vor, dass vor allem Aspekte zum Tragen kommen, die erkennbar als 
Instrumente der Fremdbestimmung und Kontrolle der Erwerbstätigen eingesetzt 
werden. Die Regelungen zum algorithmischen Management begrüßt der DGB 
ebenfalls, gleichzeitig müssten diese jedoch neben den algorithmischen auch die von 
Menschen gesteuerten Überwachungs- und Entscheidungsfindungssysteme erfassen. 
Die Informationspflichten Art. 6 sollten generell und nicht nur für die automatisierten 
Überwachungssysteme greifen. Weiterhin sollten die Gewerkschaften als Vertreter der 
auf Plattformen Tätigen explizit genannt werden. Außerdem fordert der DGB ein 
Verbandsklagerecht sowie ein digitales Zutrittsrecht für Gewerkschaften. 

Zum Richtlinienvorschlag: Die erste Lesung des Texts wurde abgeschlossen sowie 
ein Kompromisstext verfasst. Beim EPSCO am 16. Juni 2022 wird ein 
Fortschrittsbericht vorgestellt. Die nachfolgende tschechische Ratspräsidentschaft 
strebt eine allgemeine Ausrichtung an. Deutschland tritt in den Ratsarbeitsgruppen 
grundsätzlich unterstützend auf.  

Die EP-Berichterstatterin Elisabetta Gualmini (S&D, IT) hat ihren Berichtsentwurf am 
19. Mai dem EMPL-Ausschuss vorgelegt. Dieser sieht vor, die Vermutungsregelung 
eines Arbeitsverhältnisses auf alle Plattformtätigen auszuweiten, sowie die Kriterien 
aus dem verfügenden Teil der Richtlinie in die Erwägungsgründe zu verschieben. 
Zudem sieht der Berichtsentwurf die Ausweitung der Regelungen zum 
Algorithmischem Management auf alle Arbeitnehmer/innen vor, auch auf solche, die 
nicht auf digitalen Arbeitsplattformen tätig sind.  

Electronically signed on 18/07/2022 17:24 (UTC+02) in accordance with Article 11 of Commission Decision (EU) 2021/2121
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